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Beschluss

Akzeptanz sexueller Vielfalt schon in der Schule fördern - Entschlossen 
gegen diskriminierende Vorurteile vorgehen!

BÜNDIS 90/DIE GRÜNEN verurteilt die von evangelikalen und rechtspopulistischen Kreisen initi-
ierte Kampagne „Zukunft - Verantwortung - Lernen: Kein Bildungsplan 2015 unter der Ideolo-
gie des Regenbogens" gegen die Bildungsplanung des Landes Baden-Württemberg.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unterstützt die Position der grün-roten Landesregierung unter Lei-
tung von Winfried Kretschmann, das gesellschaftliche Miteinander durch mehr Akzeptanz sexu-
eller Vielfalt zu fördern. Die Verankerung der Gleichwertigkeit aller Menschen im Bildungsplan, 
unabhängig von ihrer sexuellen Orientierung, geschlechtlichen Identität oder ihren Lebensent-
würfen ist ein wichtiger und konsequenter Schritt hin zu einer offenen und vielfältigen Gesell-
schaft. Bei den Schüler*innen muss das Bewusstsein gestärkt - oder sogar erst geschaffen - wer-
den, wonach lesbische, schwule, bisexuelle, transgender, transsexuelle, intersexuelle und queere 
(LSBTTIQ) Menschen nicht "abnormal" oder „abscheulich“ oder „anthropologisch minderwer-
tig“, sondern wie alle Menschen gleichwertig und gleichberechtigt sind.

Wir halten daran fest, dass es die Aufgabe einer verantwortlichen Politik ist, hinsichtlich der se-
xuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität von Menschen, althergebrachten dumpfen 
Vorurteilen durch intensive Aufklärung entgegenzutreten. Diese Aufklärung muss bereits im 
Schulkindalter beginnen, um der Herausbildung und Verfestigung von Vorurteilen und gruppen-
bezogener Menschenfeindlichkeit gegenüber nicht-heterosexuellen Minderheiten bei den her-
anwachsenden Generationen rechtzeitig entgegenzuwirken.

Wir bestärken die grün-rote Landesregierung Baden-Württembergs darin, an ihrem eingeschla-
genen Kurs der gesellschaftspolitischen Modernisierung festzuhalten. Wir treten dafür ein, dass 
auch die anderen Bundesländer sich an diesem Vorbild orientieren und entsprechende Ziele in 
ihre Bildungsplanung aufnehmen, sofern das noch nicht geschehen ist.

Wir verurteilen, dass evangelikal-konservative Kreise gemeinsam mit rechtspopulis- tischen 
Kräften massiv Front machen gegen das Vorhaben der grün-roten Landes- regierung, an den 
Schulen ein Klima der Offenheit, des Respekts und der Akzeptanz im Kontext einer vielfältigen 
Gesellschaft zu stärken.

Die Betreiber der Petition leisten einen bildungspolitischen Offenbarungseid mit ihrer Forde-
rung, Kinder und Jugendliche dürften bei ihrer Suche nach sexueller Identität nicht durch eine 
Vermittlung von Werten wie Akzeptanz von gleichgeschlechtlichen Lebensformen in den Schu-
len „beeinflusst“ werden. Sie offenbaren damit ein erschreckendes Verlangen, Jahrzehnte ge-
sellschaftlicher Öffnung und Reform wieder zurückzudrehen. Die Kampagne befördert auf het-
zerische Weise sogar - gezielt kalkuliert - Vorurteile gegen Minderheiten, die gerade dabei sind, 
ihre letzten juristischen Fesseln zu sprengen.
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Wer der baden-württembergischen Landesregierung das Vorhaben einer „sexuellen Umerzie-
hung“ unterstellt, redet vorsätzlich den gesellschaftlichen Unfrieden herbei. Wir können nicht 
nachvollziehen, dass auch die beiden evangelischen Landeskirchen und die katholische Kirche in 
Baden-Württemberg sich den Unterstellungen dieser Kampagne, die Regierung betreibe "Ideo-
logisierung und Indoktrination", mit der Wortwahl ihrer Pressemitteilung anschließen. Wir for-
dern die beiden großen christlichen Kirchen auf, sich unmissverständlich von dieser Initiative zu 
distanzieren.

Die Kampagne gegen die Bildungspolitik der Landesregierung lässt schmerzlich erkennen, dass 
die innerkirchlichen Reformkräfte vielerorts noch nicht stark genug sind, derart reaktionäre Ent-
gleisungen zu unterbinden. Wir erwarten daher von allen zuständigen staatlichen Stellen des 
Bundes, der Länder und der Kommunen, dass sie von sich aus sämtliche Versuche in die Schran-
ken weisen, den Zusammenhalt der Gesellschaft durch Diffamierung und Ausgrenzung von 
Minderheiten zu untergraben.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteilt allen Bestrebungen - national und international - eine un-
missverständliche Absage, die das Recht der Menschen auf freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit - 
einschließlich ihrer sexuellen Orientierung und geschlechtlicher Identität - mit falschen Behaup-
tungen und böswilligen Kampagnen in Misskredit zu bringen versuchen. Der Staat hat dem ge-
genüber die Pflicht, gesellschaftliche Vielfalt von unterschiedlichen Orientierungen und Lebens-
entwürfen zu gewährleisten; dabei sollte er die Anbindung seiner Tätigkeit an ein Denken von 
gestern und vorgestern überwinden.
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